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Die Bauordnung NRW wird  
erneut geändert

Zum dritten Mal in Folge will der Landesgesetzgeber in Nordrhein-

Westfalen die erst im Jahr 2018 grundlegend novellierte Bauord-

nung erneut ändern. Ziele sind die Umsetzung der Rahmenrichtlinie 

Gesamtverteidigung der Bundesregierung und die Umsetzung der 

Landesinitiative „Bürokratie am Bau: Ciao“. Mit einem Inkrafttre-

ten dieser Regelungen ist möglicherweise bereits in der zweiten 

Jahreshälfte 2026 zu rechnen. Laut der Gesetzesbegründung  

(LT-Drs.18/17474, S. 125) soll mit dem Gesetz „ein neues Kapi-

tel des Bauens“ aufgeschlagen werden. Die anerkannten Regeln 

der Technik sollen auf das bauordnungsrechtliche Mindestmaß 

beschränkt werden. Die wirtschaftliche Nachnutzung bestehender 

baulicher Anlagen soll durch Absenkung bauordnungsrechtlicher 

Anforderungen erleichtert, das Baugenehmigungsverfahren weiter 

privatisiert und Sicherheitsziele neu definiert werden. Dies führe zu 

einer Stärkung der Eigenverantwortung des Bauherrn und zur Ent-

lastung der Behörden.

Dies will der Gesetzgeber einmal durch Streichung des  

§ 3 Abs. 2 BauO NRW erreichen, der den Bauherrn bisher verpflich-

tete, die allgemein anerkannten Regeln der Technik (insbesondere 

DIN-Vorschriften) einzuhalten. Anforderungen an Brandwände, die 

Herstellung des 1. und 2. Rettungsweges, den Umbau und die Um-

nutzung bisher gewerblich genutzter Immobilien zu Wohnnutzungen 

sollen reduziert und die Aufstockung von Gebäuden mit dem Ziel 

der Schaffung von Wohnraum soll erleichtert werden. Prüfaufga-

ben werden weitergehend – auch im Rahmen beantragter Abwei-

chungen von den Behörden auf die Verfasser der bautechnischen 

Nachweise verlagert. Der Anwendungsbereich des Genehmigungs-

freistellungsverfahrens nach § 63 BauO NRW wird ausgeweitet. 

Für Vorhaben im vereinfachten Genehmigungsverfahren wird unter 

bestimmten Voraussetzungen eine Genehmigungsfiktion eingeführt. 

Die erneute Änderung der Bauordnung soll für das Baugenehmi-

gungsverfahren das politische Versprechen zu einer deutlichen 

Entbürokratisierung und Verfahrensbeschleunigung einlösen und 

insbesondere den Wohnungsbau voranbringen. Mit letztgenannter 

Zielsetzung ergänzt der Gesetzgeber auf der Ebene des Landes-

rechtes den bereits in Kraft getretenen sog. Wohnbau-Turbo und 

das nach wie vor im Verfahren befindliche Gebäudetyp E-Gesetz.

In jedem Fall zu begrüßen sind die gesetzlichen Regelungen, die 

zu einer Erleichterung der Änderung bereits bestehender Gebäude 

führen. Potenzial, das Bauen preiswerter zu machen, haben die 

Streichung des § 3 Abs. 2 BauO NRW und die Erleichterungen bei 

der Änderung oder Umnutzung bestehender Gebäude. Inwieweit die 

Ausweitung der genehmigungsfreien Vorhaben und die neu einge-

fügte Genehmigungsfiktion tatsächlich zu einer Beschleunigung bei 

der Schaffung von Baurecht führen, bleibt abzuwarten.

Auch wenn die gesetzlichen Bestimmungen bisher noch nicht 

in Kraft getreten sind, lohnt es sich, bei anstehenden Bauvorha-

ben die sich hieraus zukünftig ergebenden Möglichkeiten bereits 

jetzt in den Blick zu nehmen.

Dr. Micael Oerder 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Telefon: 0221 / 973002-73
m.oerder@lenz-johlen.de
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Update Einzelhandel – Flexibilisierungen 
für die Nahversorgung

Die Entwürfe zur 3. Änderung des Landesentwicklungsplans NRW 

(LEP NRW, Stand 26.02.2026) sowie zur Novellierung des Bauge-

setzbuches (BauGB) und der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

liegen vor. Ziel ist eine deutliche Erleichterung für den nahversor-

gungsrelevanten Einzelhandel.

Seit über 20 Jahren nimmt die Rechtsprechung die Grenze zum 

großflächigen Einzelhandel bei mehr als 800 m² Verkaufsfläche 

an. Ab dieser Schwelle greifen regelmäßig auch die raumordne-

rischen Ziele für die Bauleitplanung. Zudem dürfen großflächige 

Betriebe nur in Kern- oder Sondergebieten nach § 11 BauNVO 

zugelassen werden. Diese Vorgaben sollen für die Nahversorgung 

flexibilisiert werden.

Der aktuelle Entwurf zur 3. Änderung des LEP NRW sieht vor, dass 

Sondergebiete für Einzelhandelsvorhaben mit Nahversorgungs-

funktion (§ 11 Abs. 3 BauNVO) auch außerhalb zentraler Versor-

gungsbereiche dargestellt und festgesetzt werden dürfen, wenn 

folgende Voraussetzungen erfüllt sind: eine Gesamtverkaufsfläche 

von maximal 1.200 m², Lage an einem im Einzelhandelskonzept 

der Gemeinde festgelegten Nahversorgungsstandort innerhalb ei-

nes baulich verdichteten Siedlungszusammenhangs mit wesentli-

chen Wohneinheiten und unmittelbarer Angrenzung sowie keine 

wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche.

Der Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wohnen, 

Stadtentwicklung und Bauwesen zur Modernisierung des Städ-

tebau- und Raumordnungsrechts schlägt zudem eine Ergänzung 

von § 11 BauNVO vor: Ein neuer § 11 Abs. 3 Satz 5 BauNVO 

soll regeln, dass bei Lebensmitteleinzelhandelsbetrieben mit über-

wiegend Waren des täglichen Bedarfs und verbrauchernaher Ver-

sorgung eine Überschreitung der Geschossfläche von 1.200 m² 

regelmäßig keine Auswirkungen i.S.v. § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO 

auslöst.

Für großflächige Einzelhandelsbetriebe mit mehr als 1.200 m² 

Geschossfläche gilt grundsätzlich eine Vermutungsregelung, 

dass diese nur in Kerngebieten oder Sondergebieten zulässig 

sind. Der Bundesgesetzgeber erkennt nun die praktischen Be-

sonderheiten des Lebensmitteleinzelhandels und die gestiege-

nen Anforderungen an Warenpräsentation, Sortiment und Ver-

kaufsatmosphäre. Daraus folgt ein höherer Flächenbedarf im 

Bereich der Nahversorgung.

Die geplante LEP-Änderung schafft neue Spielräume für die 

Planung von nahversorgungsrelevantem Einzelhandel au-

ßerhalb zentraler Versorgungsbereiche. Die zulässige Ge-

samtverkaufsfläche von 1.200 m² liegt dabei deutlich näher 

an den praktischen Bedürfnissen als die bisherige Grenze 

von 800 m². Die geplante Änderung des § 11 Abs. 3 BauNVO 

erleichtert Genehmigungen für Lebensmittelmärkte, die der 

verbrauchernahen Versorgung dienen, z.B. auch in Misch-

gebieten und urbanen Gebieten. Wir halten die Gesetz- 

gebungsverfahren im Blick.

Béla Gehrken 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Köln: 0221 / 973002-84
Berlin: 030 / 7543758-84
b.gehrken@lenz-johlen.de
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Zustimmung zum Bau-Turbo  
nur durch den Stadtrat?

Der Wohnungsbau soll durch umfangreiche Erleichterungen im 

Baurecht beschleunigt werden. Das ist die Grundidee des so-

genannten Bau-Turbos. Das Gesetz zur Änderung des Bauge-

setzbuchs ist am 30. Oktober 2025 in Kraft getreten und sieht 

unter anderem vor, dass Bauvorhaben im Innenbereich auch 

ohne entsprechenden Bebauungsplan zugelassen werden kön-

nen, sofern die Kommune dem Vorhaben zustimmt. Die für die 

Praxis relevanteste Frage ist, ob diese Zustimmung stets durch 

den Gemeinderat zu erfolgen hat oder ob sie auch durch die 

Verwaltung in Gestalt der Bauaufsichtsbehörde erteilt werden 

kann. In einer ersten gerichtlichen Entscheidung zu dieser Frage 

hat der baden-württembergische Verwaltungsgerichtshof ange-

deutet, dass für die erforderliche Zustimmung grundsätzlich ein 

Beschluss des Gemeinderats erforderlich sei.

Bereits seit dem Baulandmobilisierungsgesetz 2021 sieht das 

Baugesetzbuch vor, dass zugunsten des Wohnungsbaus unter 

erleichterten Voraussetzungen von den Festsetzungen eines 

Bebauungsplans abgewichen werden kann. Mit dem Bau-Turbo 

ist diese Regelung in § 31 Abs. 3 BauGB über besondere Ein-

zelfälle hinaus auch auf vergleichbare Konstellationen ausge-

weitet worden, um insbesondere Aufstockungen bestehender 

Gebäude sowie eine stärkere Nachverdichtung im Innenbereich 

zu erleichtern. Noch weiter geht die neu eingefügte Sonder- 

regelung des § 246e BauGB. Danach können unter bestimmten 

Voraussetzungen auch Bauvorhaben zugelassen werden, selbst 

wenn kein Bebauungsplan existiert und das Vorhaben auch nicht 

nach § 34 BauGB zulässig wäre. Voraussetzung ist in beiden 

Fällen jeweils, dass die Gemeinde dem Vorhaben zustimmt.  

Auf diese Weise soll die kommunale Planungshoheit gewahrt 

bleiben. Ergänzend eröffnet die Neuregelung des § 36a BauGB 

den Gemeinden die Möglichkeit, grundsätzlich unerwünschte 

städtebauliche Entwicklungen infolge der Anwendung des Bau-

Turbos zu verhindern und weiterhin eine planerische Steuerung 

durch die Aufstellung oder Anpassung eines Bebauungsplans 

sicherzustellen.

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in Mannheim 

hat die neuen Vorschriften bereits kurz nach Inkrafttreten der 

Gesetzesänderung erstmals angewandt (Urteil vom 06.11.2025 

– 5 S 695/24). Die Kläger planten die Errichtung eines Mehr-

familienhauses in Karlsruhe. Die Stadtverwaltung hatte das Vor-

haben abgelehnt, da die Aufstellung eines neuen Bebauungs-

plans beabsichtigt war und das geplante Gebäude auch nach 

den künftigen Festsetzungen zur Gebäudehöhe und zur Zahl der 

Vollgeschosse nicht zulässig gewesen wäre. Nach Auffassung 

des Verwaltungsgerichtshofs konnten zusätzliche Geschosse 

auch nicht auf der Grundlage der neuen Regelungen des Bau-

Turbos zugelassen werden. Es fehle insoweit an einer positiven 

Zustimmung des Gemeinderats, der regelmäßig für städtebau-

liche Grundsatzentscheidungen zuständig sei. Vor dem Hinter-

grund der Zielsetzung des § 36a BauGB, die kommunale Pla-

nungshoheit zu sichern, äußerte der Gerichtshof zudem Zweifel 

daran, ob die Verwaltung ohne Beteiligung des Gemeinderats 

über die erforderliche Zustimmung entscheiden könne. Letztlich 

kam es auf die Zuständigkeitsfrage jedoch nicht entscheidungs-

erheblich an, da angesichts des zwischenzeitlich beschlossenen 

Bebauungsplans nicht damit zu rechnen gewesen sei, dass der 

Gemeinderat dem Vorhaben zugestimmt hätte.
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Bislang ist nicht rechtskräftig geklärt, welches Gemeindeorgan 

für die Zustimmung zur Anwendung des Bau-Turbos zuständig 

ist. Für die Kommunen kann es sich daher anbieten, hierzu ei-

genständige Zuständigkeitsregelungen zu treffen, etwa im Wege 

einer Anpassung der Hauptsatzung, wie dies bei Grundstücks-

geschäften häufig der Fall ist. Für Vorhabenträger ist es entspre-

chend von Bedeutung, die innergemeindlichen Zuständigkeiten 

frühzeitig zu prüfen, wenn die Regelungen des Bau-Turbos in 

Anspruch genommen werden sollen.

Mit dem zum 1. Januar 2025 in Kraft getretenen Gesetz zur 

Verbesserung der Versorgungsqualität im Krankenhaus und 

zur Reform der Vergütungsstrukturen (Krankenhausversor-

gungsverbesserungsgesetz – KHVVG) hat der Bundesge-

setzgeber die Krankenhauslandschaft grundlegend neu aus-

gerichtet. Die Reform setzt auf eine stärkere Konzentration 

stationärer Leistungen, neue Versorgungsformen und verän-

derte Vergütungsstrukturen – mit erheblichen Auswirkungen 

insbesondere für kommunale Krankenhausträger.

Betroffen sind vor allem die sogenannten Plankrankenhäuser, 

also Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des jewei-

ligen Landes aufgenommen sind und damit Anspruch auf 

Versorgungsaufträge sowie Investitionsförderung haben. Ein 

erheblicher Teil dieser Plankrankenhäuser befindet sich in 

der Trägerschaft von Gemeinden und Kreisen. Zugleich wird 

davon ausgegangen, dass im Zuge der Reform – je nach Ent-

wicklung und regionaler Struktur – bis zu rund 20 % der 

bisherigen Krankenhausstandorte perspektivisch vom Markt 

verschwinden könnten. Für Kommunen bedeutet dies eine 

doppelte Herausforderung: den Erhalt medizinischer Versor-

gung einerseits und den verantwortungsvollen Umgang mit 

möglicherweise entbehrlichen Standorten andererseits.

Zunächst kann und sollte geprüft werden, ob und mit welchen 

rechtlichen Mitteln ein Standort erhalten werden kann. Dass 

sich ein genauer Blick lohnt, zeigen zwei aktuelle Beschlüsse 

des OVG Münster: Mit Beschlüssen vom September 2025 

(Az. 13 B 316/25 – Klinikum Neuss und Az. 13 B 265/25 

– Krankenhaus Moers) hat das Gericht die Herausnahme 

einzelner Leistungsgruppen vorläufig gestoppt, weil die zu-

ständigen Bezirksregierungen keine tragfähige Bedarfsana-

lyse vorgelegt hatten. Die betroffenen Krankenhäuser dürfen 

die Leistungen bis zur Entscheidung im Hauptsacheverfahren 

Nima Rast 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Köln: 0221 / 973002-25
Berlin: 030 / 7543758-25 
n.rast@lenz-johlen.de

Dr. Benedikt Plesker  
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-77
b.plesker@lenz-johlen.de

Krankenhaustransformation 2025/26:  
Herausforderungen und Handlungsoptionen 
für Kommunen
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weiter erbringen. Für kommunale Träger unterstreichen diese 

Entscheidungen, dass Kürzungen nicht widerspruchslos hin-

zunehmen sind und gerichtlicher Rechtsschutz Erfolg haben 

kann.

Ist jedoch absehbar, dass ein Krankenhausstandort dauerhaft 

nicht zu halten sein wird, stellt sich frühzeitig die Frage der 

Folgenutzung. Dabei spielt insbesondere das öffentliche Bau-

recht eine zentrale Rolle. Bauplanungsrechtlich kann für eine 

neue Nutzung – etwa Wohnen, Pflege, soziale Infrastruktur 

oder gemischte Quartierslösungen – häufig die Änderung eines 

bestehenden Bebauungsplans erforderlich werden, was zeit- 

und verfahrensaufwändig sein kann.

Hier eröffnen die jüngsten gesetzlichen Erleichterungen je- 

doch neue Spielräume. Der sogenannte „Bauturbo“ (§ 246e 

BauGB) ermöglicht es Kommunen bis Ende 2030, für Wohn-

nutzungen von Festsetzungen des Bebauungsplans und der 

BauNVO abzuweichen oder auf ein vollständiges Bauleitplan-

verfahren zu verzichten. Ergänzend wurden die Befreiungs-

möglichkeiten nach § 31 Abs. 3 BauGB ausgeweitet und mit 

§ 34 Abs. 3b BauGB das Einfügungsgebot im unbeplanten 

Innenbereich gelockert. Unabhängig davon bleiben bauord-

nungsrechtliche Anforderungen – etwa an Brandschutz,  

Barrierefreiheit oder Stellplätze – zwingend zu beachten.

Inhaltlich kommen vielfältige Nachnutzungen in Betracht: 

von neuen integrierten Gesundheits- oder Versorgungszentren  

(insbesondere den durch das KHVVG neu eingeführten 

Level-1i-Versorgungsstrukturen), über stationäre Pflege, 

betreutes Wohnen oder Mikroapartments bis hin zu studen-

tischem Wohnen, Gewerbe-, Kultur- oder Mischnutzungen. 

Der Umbau entsprechender Standorte kann dabei über den 

Krankenhaus-Transformationsfonds gefördert werden, der 

Bund und Länder bei der strukturellen Neuausrichtung aus-

drücklich finanziell unterstützt. Für Kommunen empfiehlt es 

sich, diese Optionen frühzeitig zu prüfen und strategisch zu 

steuern – sei es zur Eigennutzung oder als Grundlage für 

eine gezielte Investorenansprache. So lässt sich nicht nur ein 

geordneter Strukturwandel gestalten, sondern auch ein best-

mögliches Ergebnis für Gemeinde oder Kreis erzielen.

Dr. Mahdad Mir Djawadi 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-92
Berlin: 030 / 7543758-92
m.djawadi@lenz-johlen.de
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NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036: 
Chancen und Herausforderungen für  
Kommunen – Vergaberecht im Fokus

Mit dem NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036 hat Nordrhein-

Westfalen eine umfassende Grundlage zur Umsetzung des  

Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG) 

geschaffen, um dringend benötigte Infrastrukturmaßnahmen in 

Städten und Gemeinden gezielt zu fördern. Neben den erheblichen 

Chancen stellen sich insbesondere aus vergaberechtlicher Sicht 

zahlreiche Fragen für die kommunalen Anwender.

Was regelt das NRW-Infrastrukturgesetz?

Das NRW-Infrastrukturgesetz ermöglicht den Kommunen und 

Kreisen den Zugriff auf erhebliche Investitionsmittel aus dem 

Sondervermögen des Bundes Infrastruktur und Klimaneutralität. 

Gefördert werden Sachinvestitionen in sechs zentralen Bereichen: 

Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, Sanierung von Liegen-

schaften und Klimaschutzmaßnahmen, Verkehrsinfrastruktur, digi-

tale Resilienz und Digitalisierung, Sportinfrastruktur sowie öffent-

liche Sicherheit und Krisenresilienz. Die Fördermittel unterliegen 

jedoch strengen Bedingungen hinsichtlich Planung, Durchführung 

und Dokumentation der damit finanzierten Projekte.

Vergaberecht: Worauf kommt es jetzt an?

Mit dem Zugriff auf die NRW-Infrastrukturmittel ist die Einhal-

tung vergaberechtlicher Vorgaben essenziell. Vor allem gilt:

1.	 Die Bindung an nationale und europäische Vergabe- 

	 regeln bleibt bestehen. Ab bestimmten Schwellenwerten 	

	 sind die Vorschriften des nationalen oder europäischen 	

	 Vergaberechts zwingend zu beachten.

2.	 Die Verpflichtung zur Beachtung des Vergaberechts	

 	 wird sich entweder aus dem Zuwendungsbescheid 	

	 selbst oder aus den bekannten Auflagen (ANBest-G,  

	 ANBest-P usw.) ergeben. Ob die Zuwendungsempfänger 	

	 in NRW in den Genuss der ab 2026 geltenden Vereinfa-	

	 chung nach § 75a GO NRW kommen, kann erst mit der 	

	 Vorlage des konkreten Zuwendungsbescheids abschlie-	

	 ßend bewertet werden.

3.	 In jedem Fall gilt weiterhin: Verstöße gegen Vergabevor-	

	 schriften gefährden nicht nur die Rechtskonformität, es 	

	 droht unter Umständen die gesamte Rückforderung der 	

	 Fördermittel.

Die komplexen Vorgaben zu Förderzeitraum, Investitionsberei-

chen und Dokumentationspflichten erfordern eine sorgfältige 

Planung und damit auch ein durchdachtes Vergabekonzept. 

Die Entwicklung eines Gesamtkonzepts für Infrastrukturpro-

jekte unter Einhaltung aller Rechtsvorgaben – vom Mittel- 

abruf über die Vergabe bis zur Umsetzung – sollte hier im  

Fokus stehen. Sprechen Sie uns gerne an – wir unterstützen 

Sie dabei, die Weichen für eine erfolgreiche und rechts- 

sichere Umsetzung Ihrer Infrastrukturprojekte im Rahmen 

des NRW-Infrastrukturgesetzes zu stellen und die Ausschrei-

bung der Leistungen rechtssicher zu gestalten.

Jascha Pelka 
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-93
j.pelka@lenz-johlen.de

Dr. Elmar Loer
Fachanwalt für Vergaberecht
Telefon: 0221 / 973002-93
e.loer@lenz-johlen.de

7



© 2026 · Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbBBildnachweis: adobe foto stock Seite 4 und 6

Dr. Rainer VoßPVA

Dr. Michael OerderPV

Dr. Thomas LüttgauPV

Thomas ElsnerPB

Rainer SchmitzPV

Dr. Alexander BeutlingPVA

Dr. Markus JohlenPV

Dr. Inga SchwertnerPV

Dr. Philipp LibertPF

Dr. Christian Giesecke, LL.M. (McGill)PVL

Dr. Felix PauliPV

Dr. Tanja ParthePV

Martin HahnPG

Dr. Kai Petra Dreesen, LL.M. Eur.PVE

Nick KocklerPV

Béla GehrkenPVD

Dr. Gerrit KruppC

Markus NettekovenCV

Nima RastPV

Dr. Elmar Loer, EMBAPXG 

Dr. Jan SommerCV

Dr. Mahdad Mir DjawadiPV

 
 
 

Thorsten Scheuren, LL.M.P

Mats HagemannV 
Dr. Benedikt Plesker 
Dr. Sebastian Wies, LL.B.V

Falk RombergCB

Maya Soethout
Steffen RalleB

Anja Löwenberg
Aline SentW 
Janos Knittler
Dr. Thomas Schäffer 
Ferdinand Roeben 
Jascha Pelka
Kristina Varghese
Mathias Schlott
Eva-Maria Neumann
Maximilian Olker
Lea Heimlich
Sophie Norbeck 
Robert Schwertel-Stahl B.A.
Janina Weber

Standort Köln
Gustav - Heinemann - Ufer 88   50968 Köln

Postfach 510940   50945 Köln

Standort Berlin
Lietzenburger Straße 107   10707 Berlin

Telefon: +49 221 97 30 02-0
Telefax: +49 221 97 30 02-22

www.lenz-johlen.de

P	 Partner i. S. d. PartGG
C	 Counsel
V	 Fachanwalt für Verwaltungsrecht
B	 Fachanwalt für Bau- u. Architektenrecht
G	 Fachanwalt für Vergaberecht
A	 AnwaltMediator DAA/FU Hagen
L	 Master of Laws (McGill University, Montreal, Kanada)
F	 Maîtrise en droit (Université Paris X)
E 	 Master of European Studies
D	 Dipl.-Verwaltungsbetriebswirt (FH) 
X   Executive Master of Business Administration
W	 Dipl.-Verwaltungswirtin (FH)
 


